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§314

Begründung des Kassationsantrages

(1) Der Kassationsantrag ist tatsächlich und rechtlich 
zu begründen. Aus der Begründung muß hervorgehen, 
ob der Antrag zugunsten oder zuungunsten des Ange­
klagten gestellt ist.

(2) Die Begründung'des Kassationsantrages hat in­
nerhalb von drei Monaten zu erfolgen. Die Frist be­
ginnt mit dem Eingang des Kassationsantrages bei 
dem zuständigen Gericht.

§315
Änderung und Rücknahme des Kassationsantrages

(1) Der Kassationsantrag kann auf einen oder meh­
rere Angeklagte sowie auf bestimmte Teile der Ent­
scheidung beschränkt werden.

(2) Der Kassationsantrag kann bis zum Ende der 
Schlußvorträge geändert oder zurückgenommen wer­
den; eine Zustimmung des Angeklagten ist in keinem 
Fall erforderlich.

§316
Haftbefehl

Nach Eingang des Kassationsantrages kann das für 
die Kassation zuständige Gericht Haftbefehl erlassen.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  

Kassationsverfahren

§317
Zustellung des Kassationsantrages

(1) Der Kassationsantrag ist dem Angeklagten zu­
sammen mit der Begründung spätestens eine Woche vor 
dem Hauptverhandlungstermin vom Kassationsgericht 
zuzustellen.

(2) Die Bestimmungen der §§ 184, 185 gelten ent­
sprechend.

§318
Benachrichtigung vom Termin der Hauptverhandlung

(1) Der Angeklagte und auf dessen Verlangen der 
Verteidiger sind von dem Termin der Hauptverhand­
lung zu benachrichtigen. Soweit der Kassationsantrag 
einen Schadensersatzanspruch betrifft, ist auch der Ge­
schädigte zu benachrichtigen. Der Angeklagte kann in 
der Hauptverhandlung erscheinen oder sich durch einen 
mit schriftlicher Vollmacht versehenen Verteidiger ver­
treten lassen.

(2) Der inhaftierte Angeklagte hat keinen Anspruch 
auf Anwesenheit.

§319
Hauptverhandlung

(1) Uber den Kassationsantrag entscheidet das für die 
Kassation zuständige Gericht in einer Hauptverhand­
lung durch Urteil.

(2) Eine Beweisaufnahme findet im Kassationsver­
fahren nicht statt.

(3) Der Hauptverhandlungstermih soll nicht später 
als vier Wochen nach Eingang der Begründung des 
Kassationsantrages stattfinden.

§320
Vertretung in der Hauptverhandlung

(1) In der Hauptverhandlung wird der Kassationsan­
trag vor dem Obersten Gericht durch den General­
staatsanwalt oder den Präsidenten des Obersten Ge­
richts, vor dem Bezirksgericht durch den Staatsanwalt 
des Bezirkes oder den Direktor des Bezirksgerichts 
vertreten.

(2) Der Generalstaatsanwalt nimmt an der Haupt­
verhandlung auch dann teil, wenn der Präsident des 
Obersten Gerichts, der Staatsanwalt des Bezirkes, wenn 
der Direktor des Bezirksgerichts den Kassationsantrag 
gestellt hat.

§321
Kassationsurteil

(1) Das angefochtene Urteil ist aufzuheben, insoweit 
der Kassationsantrag begründet ist.

(2) Der zugunsten des Angeklagten gestellte Kassa­
tionsantrag darf nicht zu einer höheren Strafe führen.

(3) Der zuungunsten des Angeklagten gestellte Kas­
sationsantrag kann auch zu einer Entscheidung zu­
gunsten des Angeklagten führen.

. §322
Selbstentscheidung und Verweisung

(1) Erfolgt die Aufhebung des Urteils nur wegen un­
richtiger Anwendung des Strafgesetzes auf die dem 
Urteil zugunde liegenden tatsächlichen Feststellungen, 
kann das Kassationsgericht in der Sache selbst ent­
scheiden, wenn
1. unter Beibehaltung des Strafausspruches der 

Schuldausspruch zu ändern ist;
2. in Übereinstimmung mit dem Antrag des General­

staatsanwalts oder des Staatsanwalts des Bezirkes 
eine gesetzlich vorgeschriebene Mindeststrafe oder 
eine zwingend vorgeschriebene Zusatzstrafe aus­
zusprechen oder von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit abzusehen ist;

3. der Angeklagte freizusprechen ist;
4. eine geringere Strafe auszusprechen ist, Zusatz­

strafen oder andere Maßnahmen aufzuheben sind;
5. das angefochtene Urteil nur hinsichtlich der Ent­

scheidung über die Auslagen des Verfahrens oder 
den geltend gemachten Schadensersatzanspruch ab­
zuändern ist;

6. die Kassation nur die Urteilsgründe betrifft.

(2) In anderen Fällen ist die Sache an das Gericht, 
dessen Urteil aufgehoben wird, oder an ein benachbar­
tes Gericht gleicher Ordnung oder an das sachlich zu­
ständige Gericht zurückzuverweisen.

(3) Bei der Aufhebung von Beschlüssen, die nicht 
einem Urteil gleich stehen, kann das Kassationsgericht 
auf der Grundlage der tatsächlichen Feststellungen die 
in der Sache erforderlichen Maßnahmen selbst treffen.

§323
Veröffentlichung

Das Kassationsgericht soll auf Veröffentlichung des 
freisprechenden Urteils erkennen, wenn das aufge­
hobene Urteil veröffentlicht war. Die Veröffentlichung


